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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1 . Abgeordneter 

Wolfgang 

Behrendt 

(SPD) 


Welche Maßnahmen zieht die Bundesregie- 
rung in Erwägung im Hinblick auf eine Um- 
setzung der Empfehlung 1456 (2000) der Par- 
lamentarischen Versammlung des Europarates 
„Betr. den Konflikt in Tschetschenien - Um- 
setzung der Empfehlung 1444 (2000) durch 
Russland“? 


Antwort des Staatssekretärs Wolfgang Ischinger 
vom 22. Juni 2000 

Die Position der Bundesregierung bei der bis zum 26. Juni 2000 zu er- 
arbeitenden Antwort des Ministerkomitees auf die Empfehlung 
Nr. 1456 (2000) der Parlamentarischen Versammlung des Europara- 
tes hängt wesentlich davon ab, welche konkreten Maßnahmen Russ- 
land zur Gewährleistung bzw. Wiederherstellung des menschenrechtli- 
chen Standards des Europarates in Tschetschenien dann ergriffen ha- 
ben wird. Wie Staatsminister Dr. Christoph Zöpel schon in seinem 
Redebeitrag auf der 106. Sitzung des Ministerkomitees am 11. Mai 
2000 in Straßburg ausgeführt hat, sind die effektive Teilnahme von 
Europarats-Experten im Büro Kalamanov, die mandatsgemäße Aus- 
gestaltung der nationalen unabhängigen Untersuchungskommission 
in Russland, die strafrechtliche Aufarbeitung entsprechend der An- 
kündigung von Präsident Wladimir Putin und die mandatsgemäße 
Wiederaufnahme der Tätigkeit der OSZE-Unterstützungsgruppe in 
Tschetschenien für die Bundesregierung von besonderer Bedeutung. 
Erst auf der Grundlage der von Russland insoweit im Komitee der 
Ministerbeauftragten noch zu vervollständigenden Informationen 
sieht sich die Bundesregierung zu einer abschließenden Einschätzung 
in der Eage. 


2. Abgeordneter 

Wolfgang 

Behrendt 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die Erhebung einer Staatenklage nach Arti- 
kel 33 der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention gegen Russland durch ein Mitglied 
des Europarates und somit die Untersuchung 
mutmaßlicher Verstöße Russlands gegen Be- 
stimmungen dieser Konvention zu befürwor- 
ten? 


Antwort des Staatssekretärs Wolfgang Ischinger 
vom 22. Juni 2000 

Die Einlegung einer Staatenbeschwerde nach Artikel 33 der Europä- 
ischen Menschenrechtskonvention ist ein rechtlich zulässiges Mittel 
zur Verfolgung einer geltend gemachten Verletzung der Europäischen 
Menschenrechtskonvention. Eine Befürwortung der Einlegung einer 
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Staatenbeschwerde gegen Russland wegen seines Vorgehens in 
Tschetschenien ist jedoch nicht nur unter rechtlichen, sondern auch 
unter politischen Gesichtspunkten zu sehen. Welche Vorgehensweise 
gegenüber Russland im Europarat politisch opportun ist, hängt dabei 
wesentlich vom Ausmaß der russischen Kooperationsbereitschaft ab. 
Insoweit wird auf die in der Antwort zu Frage 1 erwähnten Ansatz- 
punkte eines möglichen konstruktiven russischen Beitrags verwiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


3. Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 

(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Kosten ist zu rechnen, wenn der 
späteste Beginn der Altersteilzeitbeschäftigung 
nach § 72b Abs. 1 Nr. 3 Bundesbeamtenge- 
setz auf den 31. Dezember 2009 verschoben 
würde und außerdem auch teüzeitbeschäftigte 
Bundesbeamte Altersteilzeit in Anspruch neh- 
men könnten? 


Antwort der Staatssekretärin Brigitte Zypries 
vom 21. Juni 2000 

Die Verlängerung der Geltungsdauer der Altersteilzeitregelungen bis 
Ende 2009 und die Einbeziehung der teilzeitbeschäftigten Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer sind Gegenstand der am 13. Juni 2000 
gefundenen tariflichen Einigung für die Arbeitnehmer des öffentli- 
chen Dienstes. 

Die finanziellen Auswirkungen einer Übertragung dieser Regelung 
auf Beamtinnen und Beamte würden sich in erster Einie nach dem 
Antragsverhalten des betroffenen Personenkreises bestimmen, das im 
Voraus nicht abgeschätzt werden kann. Im Übrigen würden sich Ein- 
sparungen ergeben, soweit keine Nachbesetzung der frei gewordenen 
Stellenanteile erfolgt; Mehrkosten könnten sich bei Nachbesetzung 
höchstens im Umfang des Zuschlags nach § 6 Abs. 2 Bundesbesol- 
dungsgesetz ergeben. 


4. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


Welche Kenntnis besitzt die Bundesregierung 
über die Höhe der Honorare, die die Mitglie- 
der der Bundesregierung im Mittel beanspru- 
chen bzw. erhalten, wenn sie als Redner bei 
Unternehmen, Kreditinstituten, Verbänden 
etc. gewonnen und verpflichtet werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 21. Juni 2000 

Artikel 66 des Grundgesetzes und § 5 Abs. 1 des Bundesministerge- 
setzes bestimmen: 

„Der Bundeskanzler und die Bundesminister dürfen neben ihrem 
Amt kein anderes besoldetes Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf 
ausüben. Sie dürfen während ihrer Amtszeit auch nicht dem Vor- 
stand, Aufsichtsrat oder Verwaltungsrat eines auf Erwerb gerichteten 
Unternehmens angehören oder gegen Entgelt als Schiedsrichter tätig 
sein oder außergerichtliche Gutachten abgeben. Der Bundestag kann 
Ausnahmen von dem Verbot der Zugehörigkeit zu einem Aufsichtsrat 
oder Verwaltungsrat zulassen.“ 

In Übereinstimmung mit dem Grundgedanken dieser verfassungs- 
und einfachrechtlichen Vorschriften und dem tradierten Amtsver- 
ständnis entspricht es darüber hinaus der Staatspraxis der Bundesre- 
publik Deutschland, dass die Mitglieder der Bundesregierung auch 
für Vorträge, die sie in dieser Eigenschaft halten, kein Honorar anneh- 
men; die gesamte Tätigkeit als Mitglied der Bundesregierung ist be- 
reits durch die Amtsbezüge abgegolten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


5. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass ein Projekt zur Errichtung ei- 
nes Windparks, der in der Anfangsphase eine 
Verlustquote von 212% des eingezahlten Ei- 
genkapitals aufweist, wegen des Totalgewinns 
von rd. 46 000 DM aber keine Eiebhaberei ist, 
eine Verlustzuweisungsgesellschaft i. S. des 
§ 2 Einkommensteuergesetz (EStG) darstellt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. Juni 2000 

Die Anwendung des Einkommensteuergesetzes (EStG) im Einzelfall 
obliegt den Einanzbehörden der Eänder. Die Verlustquote allein 
reicht für eine Entscheidung, ob die Voraussetzungen des § 2b EStG 
erfüllt sind, nicht aus. Sie hat allenfalls Bedeutung für die im Entwurf 
eines BME-Schreibens zu § 2b EStG vorgesehenen Nichtaufgriffs- 
grenze, die allerdings lediglich den Zweck hat zu vermeiden, dass die 
Einanzverwaltung Bagatellfälle im Hinblick auf § 2b EStG überprü- 
fen muss. Eine materiell-rechtliche Schlechterstellung für den Steuer- 
pflichtigen ist damit nicht verbunden. 
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6. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Wie ist die Tatsache, dass bis heute - 1 V 2 Jah- 
re nach Inkrafttreten der gesetzlichen Rege- 
lung - mehr als 14 Entwürfe von Anwen- 
dungsschreiben zu § 2b EStG vorgelegt wur- 
den, mit dem Erfordernis von Planungssicher- 
heit für Investoren zu vereinbaren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. Juni 2000 

Bei der Erarbeitung von komplexen BME-Schreiben bedingen die 
fortschreitende Abstimmung mit den Eändern sowie die Ergebnisse 
der Anhörung der Verbände die Vorlage sich weiter entwickelnder 
Entwürfe, bei denen jedoch die von Ihnen genannte Anzahl - auch 
bei dem Anwendungsschreiben zu § 2b EStG - in aller Regel auch 
nicht annähernd erreicht wird. Um die Planungssicherheit für Investo- 
ren nicht über das unumgängliche Maß hinaus zu beeinträchtigen, 
werden die verschiedenen Entwürfe von der Einanzverwaltung nicht 
veröffentlicht. Erst der mit den Eändern abgestimmte Entwurf wird 
ggf. den Verbänden zur Stellungnahme übersandt. Nach Auswertung 
der Stellungnahmen wird der Entwurf endgültig mit den Eändern ab- 
gestimmt und dann im Bundessteuerblatt sowie im Internet veröffent- 
licht. So wurde und wird auch bei dem Anwendungsschreiben zu § 2b 
EStG verfahren. Die endgültige Abstimmung mit den Eändern steht 
kurz vor dem Abschluss. 


7. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Wie vereinbart sich das Ziel der Bundesregie- 
rung, Energien zu fördern, mit der steuer- 
lichen Regelung des § 2 EStG? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. Juni 2000 

§ 2 EStG - gemeint ist offenbar Absatz 3 der Vorschrift - beschränkt 
die einkommensteuerliche Berücksichtigung von Verlusten im Sinne 
einer Art Mindestbesteuerung. Die Vorschrift bewirkt unter bestimm- 
ten Voraussetzungen eine „Streckung“ der Verlustberücksichtigung. 
Ein Verlustausgleichs- oder -abzugsverbot ist damit nicht verbunden. 

Sollte sich die Erage auf § 2b EStG beziehen, weise ich darauf hin, 
dass es für die Anwendung des § 2b EStG auch aus Gründen der 
Gleichbehandlung ohne Belang ist, auf welchen Ursachen die negati- 
ven Einkünfte aus einem Verlustzuweisungsmodell beruhen. 


8. Abgeordnete 

Heidemarie 

Ehlert 

(PDS) 


Wie viele Elurstücke mit welcher Gesamtgrö- 
ße gingen von den 9 986 Elurstücken, für die 
die Stadt Dessau die Anträge zur Vermögens- 
zuordnung von ehemals volkseigenen Elächen 
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bei der Oberllnanzdirektion Magdeburg und 
der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben gestellt hatte, in das Bundes- 
vermögen über? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 28. Juni 2000 

Von den durch die Stadt Dessau beantragten Flurstücken wurden bis- 
lang 52 dem Bund zugeordnet, davon 48 durch den Oberfinanzpräsi- 
denten der Oberllnanzdirektion Magdeburg und 4 durch die Präsi- 
dentin der Treuhandanstalt bzw. dem Präsidenten der Bundesanstalt 
für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben. Die Zuordnungen erfolg- 
ten im Einvernehmen mit der Stadt Dessau. Die Gesamtgröße dieser 
Flurstücke beträgt 405 831 qm. 


9. Abgeordnete Wie nutzt die Bundesregierung die zugeordne- 

Heidemarie ten Flächen? 

Ehlert 

(PDS) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 28. Juni 2000 

13 Flurstücke wurden dem Bund als Verwaltungsvermögen zugeord- 
net, das durch Behörden der unmittelbaren Bundesverwaltung und 
der Bundesanstalt für Arbeit genutzt wird. Bei dem Rest der dem 
Bund zugeordneten Flächen handelt es sich um treuhänderisches Fi- 
nanzvermögen nach Artikel 22 Abs. 1 des Einigungsvertrages, das 
von der Bundesvermögensverwaltung zu verwalten und veräußern ist. 


10. Abgeordnete Hat die Bundesregierung Flurstücke an priva- 

Heidemarie te Dritte veräußert? 

Ehlert 

(PDS) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 28. Juni 2000 

Von den dem Bund zugeordneten Grundstücken wurden 24 an priva- 
te Dritte veräußert. 


1 1 . Abgeordnete Hat die Stadt Dessau von der Bundesregie- 

Heidemarie rung eine Entschädigungssumme gefordert, 

Ehlert und wenn ja, in welcher Höhe? 

(PDS) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 28. Juni 2000 

Der Bundesregierung sind keine Entschädigungsforderungen seitens 
der Stadt Dessau bekannt. 


12. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
auf mehr als 100 Mrd. DM geschätzten Erlöse 
aus der Versteigerung der UMTS-Mobilfunkli- 
zenzen einen Anteil hiervon für die Gründung 
einer Bundesstiftung „Internationale Solidari- 
tät“ nach dem Vorbild der vor einigen Jahren 
geschaffenen Bundesstiftung Umwelt (Grün- 
dungskapital 2,6 Mrd. DM, finanziert aus 
dem Verkauf der Salzgitter AG) zu verwen- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 21. Juni 2000 

Die Bundesregierung wird die Erlöse aus der Versteigerung der 
UMTS-Mobilfunklizenzen in vollem Umfang zur Schuldentilgung 
verwenden. Aus den hiervon erwarteten zukünftigen Zinsersparnissen 
werden jeweils rund 500 Mio. DM jährlich zur Einanzierung der 
BAföG-Novelle und zur Verstetigung der Verkehrsinvestitionen ein- 
gesetzt. 

Im Übrigen ist die Bundesregierung nicht bereit, sich im Vorfeld der 
Versteigerung an Spekulationen über die mögliche Höhe des Erlöses 
zu beteiligen. 


13. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Seit wann gelten nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung die pauschalierten Steuerfreibeträge 
für Behinderte nach dem Einkommensteuerge- 
setz in der gegenwärtigen Höhe, und in wel- 
chem Maße ist seitdem die Inflation in der 
Bundesrepublik Deutschland gestiegen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. Juni 2000 

Die Pauschbeträge für Behinderte wurden mit dem Einkommensteu- 
erreformgesetz 1974 (Bundessteuerblatt - BStBl - Teü I, S. 530) in 
§ 33b Einkommensteuergesetz (EStG) aufgenommen. Hierbei han- 
delt es sich nicht um Ereibeträge, die unabhängig von entsprechenden 
Aufwendungen gewährt werden, sondern um Pauschbeträge. Der An- 
satz von Pauschbeträgen dient dem Ziel, die Gesetzesanwendung zu 
vereinfachen und unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand zu ver- 
meiden. Sie sind eingeführt worden, um es Behinderten zu ersparen, 
ihre behinderungsbedingten Mehraufwendungen - soweit diese einen 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-7- 


Drucksache 14/3727 


bestimmten Umfang nicht übersteigen - im Einzelnen nachweisen zu 
müssen. Dieser Vereinfachungszweck wird nach wie vor erreicht. Im 
Rahmen eines ständigen Erfahrungsaustausches mit den obersten Ei- 
nanzbehörden der Eänder wird die Wirkung der Pauschbeträge regel- 
mäßig überprüft. Danach gibt es keine Erkenntnisse, dass Steuer- 
pflichtige vermehrt ihre tatsächlichen behinderungsbedingten Auf- 
wendungen statt der Pauschbeträge geltend machen. 

Eine Anpassung der Beträge ist auch zum heutigen Zeitpunkt nicht er- 
forderlich, denn jeder Behinderte, der die gesetzlichen Voraussetzun- 
gen der §§ 33 und 33b EStG erfüllt, hat die Möglichkeit, 

• entweder ohne Einzelnachweis und ohne Kürzung um eine zumut- 
bare Belastung einen nach dem Grad seiner Behinderung gestaffel- 
ten Pauschbetrag (§ 33b EStG) 

• oder aber unter Berücksichtigung einer zumutbaren Belastung den 
tatsächlichen behinderungsbedingten Mehraufwand im Rahmen 
des § 33 EStG 

vom Gesamtbetrag der Einkünfte abzuziehen. 

Der jeweils anzusetzende Pauschbetrag entspricht den geschätzten ty- 
pischen behinderungsbedingten Mehraufwendungen. Einmalige, unty- 
pische, außerordentliche und ungewöhnliche Kosten sowie mittelbar 
behinderungsbedingte Aufwendungen können unter den Vorausset- 
zungen des § 33 EStG neben den Pauschbeträgen abgezogen werden. 

Aus der Höhe der Inflation seit dem Jahr 1974 können nur in be- 
schränktem Umfang Rückschlüsse auf die Mehraufwendungen Behin- 
derter gezogen werden. Die Preissteigerungsrate wird auf der Grund- 
lage von statistischen Erhebungen über die Preise von Waren und 
Eeistungen allgemeiner Art berechnet. Behinderungsspezifische Be- 
darfslagen sind in diesem Zusammenhang nicht repräsentativ vertre- 
ten. Gerade die letztgenannten Kosten müssen Behinderte auch nicht 
in allen Bällen selbst tragen. Insbesondere das Sozialrecht sieht unter 
bestimmten Voraussetzungen einen Aufwendungsersatz für behinde- 
rungsspeziflsche Aufwendungen vor. Nach der Systematik des § 33 
EStG können jedoch nur solche Aufwendungen steuerlich berücksich- 
tigt werden, die den Steuerpflichtigen endgültig belasten. Soweit der 
Steuerpflichtige von einer dritten Seite zum Ausgleich der Belastun- 
gen einen Aufwendungsersatz erhält, scheidet ein Abzug als außerge- 
wöhnliche Belastung aus. 


14. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung im Zuge der anste- 
henden Steuerreform eine Erhöhung der gel- 
tenden Pauschalbeträge? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. Juni 2000 

Aus den vorgenannten Gründen ist eine Erhöhung der geltenden 
Pauschbeträge im Zuge der anstehenden Steuerreform nicht vorgese- 
hen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


15. Abgeordnete 

Margarete 

Späte 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe und aus welchen Gründen 
sind Fördermittel des Bundes für die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ nicht abgerufen worden 
(bitte, wenn möglich, nach Empfängerländern 
aufteilen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 26. Juni 2000 

In der Regel schöpfen die Eänder die vom Bund im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur“ (GA) zur Verfügung gestellten Barmittel und Verpflichtungser- 
mächtigungen vollständig aus. 

Eediglich das Fand Sachsen-Anhalt hat im Haushaltsjahr 1999 seine 
Jahresquote an Barmitteln des Bundes nicht in vollem Umfang ausge- 
nutzt. Sachsen-Anhalt standen für das Jahr 1999 499 253 000 DM an 
Barmitteln des Bundes zur Verfügung, von denen 417 500 000 DM 
(83,6%) abflossen. Von dem Restbetrag in Höhe von 81 753 000 DM 
konnten rd. 70 Mio. DM anderen Eändern der GA zur Deckung von 
Ausgaberesten aus den Vorjahren zugeteilt werden. 

Sachsen-Anhalt begründete die nicht vollständige Ausschöpfung der 
vom Bund für das Fand quotierten Barmittel damit, dass die 100%ige 
Ausschöpfung an der Kofinanzierung mit Fandesmitteln scheiterte. 

Darüber hinaus hat Sachsen-Anhalt als einziges GA-Förderland Ver- 
pflichtungsermächtigungen (VE) im Jahr 1999, die die künftige Bar- 
mittelausstattung steuern, in Höhe von 151 426 000 DM (Bund/Fand) 
nicht in Anspruch genommen. Von dem zur Verfügung stehenden Be- 
willigungsrahmen in Höhe von 724,62 Mio. DM wurden 573,2 Mio. 
DM belegt (78,2%). Nicht belegte VE verfallen nach den geltenden 
haushaltsrechtlichen Bestimmungen. Dies hat nach dem System der 
VE-gesteuerten Baransätze jedoch keine Auswirkungen für das Jahr 
2000, da der Baransatz für das Jahr 2000 bereits festgelegt ist. Für 
das Jahr 2001 ergibt sich jedoch ein Kürzungsbetrag in Höhe von 
28,325 Mio. DM (nur Bund) und für das Jahr 2002 ein Kürzungsbe- 
trag in Höhe von 23,694 Mio. DM (nur Bund) für die Quote des Fan- 
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des. Die Nichtbelegung erfolgte nach Angaben des Landes aufgrund 
der vorgelegenen Einschätzung der Haushaltslage im IV. Quartal 


1999. 


16. Abgeordnete 

Margarete 

Späte 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe und für welchen Zweck sind 
auf dem Verwahrkonto des Bundes Bestände 
für die einzelnen neuen Länder zu verzeich- 
nen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 26. Juni 2000 

Für nicht in Anspruch genommene Barmittel können die betroffenen 
Länder für kommende Jahre Ausgabereste bilden. Ausgabereste stel- 
len Ausnahmen vom Haushaltsgrundsatz der zeitlichen Bindung 
(§§ 1 9 und 45 BHO) dar. Sie bedürfen der Genehmigung des Bundes- 
ministeriums der Finanzen und unterliegen der Beschränkung, dass 
Ausgaben in gleicher Höhe bei anderen Titeln des Einzelplans einzu- 
sparen sind. Zurzeit bestehen Ausgabereste für die GA-Ost in Höhe 
von rund 1 Mrd. DM. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


17. Abgeordnete Wann plant die Bundesregierung, den Entwurf 

Monika eines Zweiten Gesetzes zur Änderung und Er- 

Balt gänzung des Anspruchs- und Anwartschafts- 

(PDS) Überführungsgesetzes (2. AAÜG-Änderungs- 

gesetz - 2. AAÜG-ÄndG) in den Deutschen 
Bundestag einzubringen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Mäscher 
vom 27. Juni 2000 

Bislang liegt der Referentenentwurf eines 2. AAÜG-Änderungsgeset- 
zes vor, der Grundlage von Anhörungen mit den Betroffenenverbän- 
den, den Rentenversicherungsträgern und den Ländern war. 

Nach Abschluss der Auswertung der Ergebnisse der Anhörungen 
wird die Bundesregierung dem Gesetzgeber den Gesetzentwurf vorle- 
gen. Ein genauer Termin steht hierfür noch nicht fest. 
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18. Abgeordnete 

Monika 

Balt 

(PDS) 


Gedenkt die Bundesregierung die Kritiken 
und Änderungsvorschläge der Verbände, Or- 
ganisationen und Gewerkschaften, die bei 
einer Anhörung des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung am 11. April 2000 
vorgetragen wurden, zu berücksichtigen und 
wenn ja, wie? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Mäscher 
vom 27. Juni 2000 

Alle Anregungen zur Änderung des Anspruchs- und Anwartschafts- 
überführungsgesetzes werden geprüft. Ob sich daraus bei der Vorbe- 
reitung des Gesetzentwurfs Änderungsbedarf ergibt, kann erst nach 
Abschluss der Prüfungen festgestellt werden. 


19. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Hüll 

(PDS) 


Widerspricht eine obligatorische private Al- 
tersvorsorge nach Auffassung der Bundesre- 
gierung wesentlichen in der Verfassung fixier- 
ten Grundrechten, z. B. dem der allgemeinen 
Handlungsfreiheit, und wenn nein, warum 
nicht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Mäscher 
vom 27. Juni 2000 

Gegen die Einführung einer obligatorischen privaten Altersvorsorge 
sind prinzipielle grundrechtliche Bedenken nicht ersichtlich. 

Dies gilt auch und insbesondere im Hinblick auf die allgemeine Hand- 
lungsfreiheit. Diese wird in Artikel 2 Abs. 1 GG nur im Rahmen der 
verfassungsmäßigen Ordnung gewährleistet. „Verfassungsmäßige 
Ordnung“ ist dabei nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichts die Gesamtheit der Normen, die formell und materiell verfas- 
sungsmäßig sind. Materiell verfassungsmäßig sind Einschränkungen 
der allgemeinen Handlungsfreiheit dann, wenn sie verhältnismäßig 
sind, d. h. wenn sie zur Erreichung eines hinreichend gewichtigen Ge- 
meinwohlziels erforderlich und den Betroffenen zumutbar sind. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass zwischen dem Ausbau einer zusätzlichen 
Altersversorgung und der zukünftigen Ausrichtung der gesetzlichen 
Rentenversicherung ein enger Zusammenhang besteht. 

Vor diesem Hintergrund bestehen aus grundrechtlicher Sicht gegen 
die gesetzliche Regelung einer zusätzlichen obligatorischen Privatvor- 
sorge keine grundsätzlichen Bedenken. 


20. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Wie entwickelte sich die Zahl der sozialver- 
sicherungspflichtig Beschäftigten in den Eand- 
kreisen Schwandorf und Cham während der 
letzten 10 Jahre bis zum heutigen Tag? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 20. Juni 2000 

Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten auf Kreisebe- 
ne wird von der Bundesanstalt für Arbeit jeweils zum Stichtag 30. Ju- 
ni eines Jahres ausgewiesen. Die Daten für die Landkreise Schwan- 
dorf und Cham sind nachfolgender Übersicht zu entnehmen: 


Jahr 

Kreis Schwandorf 

Kreis Cham 

1990 

37 935 

35 060 

1991 

40 109 

36 986 

1992 

40 571 

37 682 

1993 

40 370 

36 962 

1994 

40 716 

37 572 

1995 

40 719 

38 335 

1996 

40 173 

38 327 

1997 

40 113 

37 956 

1998 

41722 

37913 

1999 

42 507 

38 071 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


21. Abgeordneter 

Ulrich 

Adam 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass ver- 
schiedene Unternehmen (u. a. ein Neubran- 
denburger Fahrzeugwerk) von der Einstellung 
der Vergabe von Instandsetzungsaufträgen 
der Bundeswehr an die Industrie derart stark 
betroffen sind, dass diese derzeit praktisch 
keine neuen Aufträge mehr erhalten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juni 2000 

Im März dieses Jahres traten im Vollzug der Depotinstandsetzung im 
Kapitel/Titel „Erhaltung der Fahrzeuge“ Probleme auf, die dazu führ- 
ten, dass die Zuführung und Beauftragung von Schadmaterial vor- 
übergehend eingestellt wurde. 

Von dieser Lage waren alle Firmen, die Bedarfsinstandsetzung an 
Rad oder Kettenfahrzeugen des Heeres im Rahmen der Depotin- 
standsetzung durchführen, in gleicher Weise betroffen. 

Das Ministerium hat die bestehenden Schwierigkeiten im Rad/Ket- 
te-Titel durch Bereitstellung weiterer Haushaltsmittel im Wesent- 
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liehen gelöst und angewiesen, die Zuführung von Schadgerät und die 
Beauftragung zur Instandsetzung des Gerätes wieder aufzunehmen. 
Ziel ist es, den Depotinstandsetzungsplan 2000 soweit wie möglich 
umzusetzen. 


22. Abgeordneter 

Ulrich 

Adam 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen sind vor dem Hinter- 
grund der Aussage des Bundeskanzlers, den 
Aufbau Ost zur Chefsache zu machen, seitens 
der Bundesregierung vorgesehen, die von den 
Aufträgen der Bundeswehr abhängigen Betrie- 
be und Arbeitsplätze in den neuen Bundeslän- 
dern zu sichern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juni 2000 

Der Entwicklung und der Förderung der Auftragsvergabe an Unter- 
nehmen aus den neuen Bundesländern gilt unsere besondere Auf- 
merksamkeit. Mit dem Auslaufen der Präferenzregelung in 1995 räu- 
men die Regelungen der Auftragsvergabe der Bundeswehr hierbei al- 
lerdings nur geringe Spielräume ein. Diese werden jedoch konsequent 
genutzt: 

Wie bereits in der Vergangenheit werden auch weiterhin Informa- 
tionsveranstaltungen des Bundesministeriums für Verteidigung 
(BMVg) und des Bundesamtes für Wehrtechnik und Beschaffung 
(BWB) in den neuen Bundesländern angeboten, in denen die dort an- 
sässigen Unternehmen in allen Fragen der Auftragsvergabe beraten 
und auf Unterstützungs- und Informationsmöglichkeiten der Auf- 
tragsberatungsstellen, der Industrie- und Handelskammern und der 
Handwerkskammern hingewiesen werden. Auch die Möglichkeit des 
Abrufs der Ausschreibungen des BWB aus dem Internet wird beson- 
ders dargestellt. 

Weiter erhalten die Auftragsberatungsstellen, die Industrie- und Han- 
delskammern und die Handwerkskammern in den neuen Bundeslän- 
dern fortlaufend gezielte Informationen zu Ausschreibungen des 
BWB, damit auch von dort eine zielgerichtete Unterstützung in Frage 
kommender Unternehmen erfolgen kann. 

Firmen aus den neuen Bundesländern werden daher zunehmend häu- 
fig von den Auftragsberatungsstellen zubenannt. Alle Maßn a hmen ge- 
meinsam haben zu einer spürbaren Steigerung des Anteils der Auf- 
tragsvergabe an Unternehmen aus den neuen Bundesländern von 
noch 5,2% in 1998 auf 6,2% in 1999 geführt. 

Das BMVg wird seine Anstrengungen fortsetzen, die industrielle Ent- 
wicklung in den neuen Bundesländern zu fördern. 


23. Abgeordneter Wie hoch waren die Kosten für die Bundes- 

Rudolf Wehreinsätze in Osttimor und Mosambik, und 

Bindig aus welchen einzelnen Etats wurden sie insge- 

(SPD) samt finanziert? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juni 2000 

Die Kostenermittlung für die Bundeswehreinsätze in Ost-Timor und 
Mosambik dauert noch an. So werden u. a. Start- und Landegebühren 
für die Benutzung ausländischer Flughäfen erst mit mehrmonatiger 
Verzögerung in Rechnung gestellt. Nach derzeitigem Stand belaufen 
sich die aus dem Einzelplan 14 finanzierten Kosten für den Einsatz in 

- Ost-Timor auf geschätzte rund 7,2 Mio. DM, 

- Mosambik auf rund 8,2 Mio. DM. Über eine (Teil-)Erstattung 
dieser Kosten aus anderen Einzelplänen ist noch nicht abschließend 
entschieden. 

Die Angabe dieser Kosten steht unter dem Vorbehalt der Endabrech- 
nungen. Nach Abschluss der Kostenermittlungen werde ich Ihnen die 
erbetenen Gesamtbeträge mitteilen. 


24. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Welche strukturellen Veränderungen im Rah- 
men der geplanten Bundeswehrstrukturreform 
sind für das Amt für Wehrgeophysik in Tra- 
ben-Trarbach zu erwarten, und gibt es Pläne, 
das Amt in Traben-Trarbach aufzulösen bzw. 
seine Funktion innerhalb der Bundeswehr ab- 
zuwerten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juni 2000 

Im Rahmen vorbereitender Untersuchungen zur Neuausrichtung der 
Bundeswehr und in Übereinstimmung mit den vom Bundesminister 
der Verteidigung erarbeiteten „Eckpfeilern für eine Erneuerung von 
Grund auf ‘ wurden u. a. auch weitergehende Möglichkeiten zur res- 
sourcensparenden, gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung betrachtet. 

Die Militärgeographischen Dienste und die Geophysikalischen Bera- 
tungsdienste der Bundeswehr beschäftigen sich mit dem gleichen Ob- 
jekt, allerdings aus unterschiedlichen Blickwinkeln. Die Übergänge 
zwischen beiden Aufgabenbereichen sind fließend und die Aufgaben- 
wahrnehmung ist nicht frei von Redundanzen insbesondere im Be- 
reich der Grundlagenarbeit. 

Verwandtschaft, Überschneidung der Aufgaben und Anwendung heu- 
tiger Technologien des Geoinformationswesens erlauben, der Res- 
sourcendruck erfordert, dass die bisher getrennt wahrgenommenen 
Aufgaben Müitärisches Geowesen und Geophysikalische Beratung zu 
einer integrierten Aufgabe „Geoinformationswesen der Bundeswehr“ 
(GeoInfoWBw) und in einem integrierten militärischen Fachdienst , 
dem „Geoinformationsdienst der Bundeswehr“ (GeoInfoDBw), zu- 
sammengefasst werden. 

Die Aufgabenwahrnehmung lässt sich dadurch insgesamt straffen und 
verbessern. Die bereits bisher praktizierte Kooperation mit militäri- 
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sehen Partnern, nationalen Behörden und der Industrie kann noch 
ausgedehnt werden. 

Zurzeit werden weitere Detailuntersuchungen vorgenommen und 
Realisierungsmöglichkeiten geprüft. 


25. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus den Empfehlungen der Kommission 
„Gemeinsame Sicherheit und Zukunft der 
Bundeswehr“ sowie aus den Reformvorschlä- 
gen des Bundesministers der Verteidigung für 
die Bewertung des Bedarfs für das Wehrbe- 
reichsgerätelager Worms-Pfeddersheim? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 27. Juni 2000 

Die Notwendigkeit der Reform der Bundeswehr hat Bundesminister 
Rudolf Scharping am 14. Juni 2000 nach dem Beschluss der Bundes- 
regierung eingehend erläutert. 

Was die Frage des Bedarfs des Wehrbereichsgerätelagers in Worms- 
Pfeddersheim betrifft, kann darüber erst nach Abschluss der Überprü- 
fung der Struktur und der Ausrüstung der Bundeswehr im Rahmen 
der Feinausplanung entschieden werden. 


26. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Bis wann kann die Bundesregierung den Be- 
schäftigten und der Gemeinde Worms-Pfed- 
dersheim eine definitive Entscheidung zur Zu- 
kunft des Standorts und - im Fall einer Aufga- 
be des Standorts - zur Anschlussverwendung 
von Gelände, Gebäuden und Anlagen mittei- 
len? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 27. Juni 2000 

Bei einer eventuellen Aufgabe des Standortes würden die Grundstü- 
cke mit den Gebäuden und Anlagen gegebenenfalls einer Verwertung 
zugeführt. Ob und wie dann diese Verwertung erfolgen würde, kann 
jetzt noch nicht ausgeführt werden. 

Personal, das von gegebenenfalls erforderlichen Strukturmaßnahmen 
betroffen ist, wird auch in Zukunft sozialverträglich umgesetzt. Struk- 
turbetroffenen zivilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird weiter- 
hin ein sicherer Arbeitsplatz angeboten werden. Diese Zusage ist un- 
ter anderem Inhalt des sowohl von Bundeskanzler Gerhard Schröder 
als auch von Bundesminister Rudolf Scharping am 15. Dezember 
1999 unterschriebenen Rahmenvertrages „Innovation, Investition 
und Wirtschaftlichkeit in der Bundeswehr“. 
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27. Abgeordnete 

Bärbel 

Sothmann 

(CDU/CSU) 


Wann ist definitiv mit der Entscheidung des 
Bundesministeriums der Verteidigung über die 
Rückgabe einer nicht für Verteidigungszwecke 
genutzten Geländefläche von ca. 32 ha aus 
dem Bereich des Munitionslagers Köppern an 
die Gemeinde Wehrheim zu rechnen bzw. mit 
einer Entscheidung darüber, alternativ zur 
Rückgabe dieser nicht benötigten Eläche das 
gesamte Eagerareal gegen wertgleiches Wald- 
gelände des Bundes in zumutbarer Nähe zu 
tauschen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juni 2000 

Die Gemeinde Wehrheim hat mit Schreiben vom 11. April 2000 der 
Bundeswehr vorgeschlagen, das gesamte Depotgelände zu erwerben 
und zu einem Kaufpreisangebot aufgefordert. Die Oberfinanzdirek- 
tion Koblenz arbeitet an der Wertermittlung. 


28. Abgeordnete 

Bärbel 

Sothmann 

(CDU/CSU) 


Was wird die Bundesregierung zur Klärung al- 
ler offenen Eragen bezüglich des Munitionsde- 
pots Köppern unternehmen, um so schnell wie 
möglich eine endgültige Eösung herbeizufüh- 
ren, nachdem sich die Verhandlungen seit Mo- 
naten immer weiter verzögern und dieser Zu- 
stand für die Gemeinde Wehr heim nicht län- 
ger zumutbar ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juni 2000 

Wegen des in die Diskussion eingebrachten Vorschlags über einen 
Grundstückserwerb können die laufenden Verhandlungen kurzfristig 
nicht zu einem Abschluss gebracht werden. Es steht auch noch die 
Stellungnahme der Gemeinde Wehrheim zu dem von der Wehrbe- 
reichsverwaltung IV ausgearbeiteten Entwurf eines geänderten Nut- 
zungsvertrags aus. 


29. Abgeordneter 

Peter Kurt 
Würzbach 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe gibt es, dass zur Betreuung 
von Offizieren und Unteroffizieren kostenlos 
wehrpflichtige Soldaten in den Kasinos einge- 
setzt werden, nicht jedoch in den Mann- 
schaftskantinen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 27. Juni 2000 

Der Einsatz von Ordonnanzen in Offizierheimen hat eine lange militä- 
rische Tradition und wird auch in anderen Armeen, z. B. in Erank- 
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reich und Italien, in ähnlicher Weise gehandhabt. Offizier- und Unter- 
offizierheime dienen dem Erhalt und der Festigung der Gemeinschaft 
und Kameradschaft sowie der Begegnung mit dem öffentlichen Le- 
ben. Sie dienen auch dienstlichen Zwecken und werden von Heimge- 
sellschaft als private Vereine ehrenamtlich und in Eigenbewirtschaf- 
tung geführt. 

Diese Regelung ermöglicht lange Öffnungszeiten und eine günstige 
Preisgestaltung. Damit soll die Belastung der durch unregelmäßige 
Dienste, häufige Versetzungen sowie längere Trennung von der Fami- 
lie betroffenen Offiziere und Unteroffiziere gemüdert werden. 

Die Bestimmungen für die Bewirtschaftung von Mannschaftsheimen 
durch privatwirtschaftlich tätige Heimbetriebsleiter sehen einen Or- 
donnanzeneinsatz nicht vor. Es herrscht das Prinzip der Selbstabho- 
lung, für Bedienung am Tisch kann ein Bedienungsaufschlag erhoben 
werden. 


30. Abgeordneter 

Peter Kurt 
Würzbach 

(CDU/CSU) 


Wie viele Wehrpflichtige wurden im Jahr 1999 
als Ordonnanzen in Unteroffizier- und Offi- 
zierkasinos eingesetzt, und wie verträgt sich 
dieser Dienst mit dem Ausbildungsauftrag ent- 
sprechend der allgemeinen Wehrpflicht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 27. Juni 2000 

Der zahlenmäßige Umfang der in Zweitfunktion eingesetzten Solda- 
ten ist anhand von Schlüsselzahlen auf das jeweilige Heim bezogen 
festgelegt. Er betrug im Jahr 1999 insgesamt ca. 2 700 Soldaten 
(Mannschaftsdienstgrade), in weit überwiegender Zahl wehrpflichtige 
Soldaten. 

Der Einsatz dieser Soldaten bedeutet nicht, dass die allgemeine müitä- 
rische Ausbildung vernachlässigt wird. Alle Soldaten sind für die Erst- 
funktion (STAN-Dienstposten) ausgebildet worden und werden, so- 
weit erforderlich, in der Erstverwendung weiter geschult/fortgebildet 
und eingesetzt. Durch das Prinzip der Freiwilligkeit ist es zudem je- 
dem einzelnen Soldaten anheim gestellt, für sich die Sinnhaftigkeit sei- 
nes Einsatzes als Ordonnanz während des Wehrdienstes festzustellen 
und daraufhin seine Entscheidung zu treffen. 


31. Abgeordneter 

Peter Kurt 
Würzbach 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Kosten, die im Verteidi- 
gungshaushalt jährlich dadurch entstehen, 
dass in Unteroffizier- und Offizierkasinos 
wehrpflichtige Soldaten als Ordonnanzen ein- 
gesetzt werden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 27. Juni 2000 

Der Einsatz von Soldaten in Zweitfunktion als Ordonnanzen erfor- 
dert keine zusätzlichen Haushaltsmittel, da sie sich mit ihrer Erstfunk- 
tion ohnehin im Personalbestand befinden. 


32. Abgeordneter 

Peter Kurt 
Würzhach 

(CDU/CSU) 


Welches sind die Gründe, dass Anträge der 
Heimbetriebsgesellschaft, seit 1999 nachgewie- 
sene und begründete Preiserhöhungen vorneh- 
men zu dürfen, nicht akzeptiert wurden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 27. Juni 2000 

Preiserhöhungen beim Grundsortiment werden zwischen der Heimbe- 
triebsgesellschaft mbH & Co. KG (HBG) und dem Bundesministeri- 
um der Verteidigung (BMVg) verhandelt. Alle Änderungen beim 
Grundsortiment unterliegen als Angelegenheiten der Verwaltung ei- 
ner Sozialeinrichtung der Mitbestimmung nach dem Bundespersonal- 
vertretungsgesetz (BPersVG) und dem Soldatenbeteüigungsgesetz 
(SBG). Den Antrag der HBG vom 19. Oktober 1999 auf Erweiterung 
und Preisanpassung des Grundsortiments hat das BMVg - unter voll- 
inhaltlicher Übernahme einer weitgehend zustimmenden Empfehlung 
des „Beirat für die Betreuung der Soldaten“ vom 19. Januar 2000 - 
den zuständigen Vertretungsgremien mit der Bitte um Zustimmung 
zugeleitet, die ihm aber bislang nicht zugestimmt haben. 

Die Heimbewirtschaftungsbestimmungen (HBewBest) wurden 1995 
in Kraft gesetzt, ohne dass der Hauptpersonalrat (HPR) beteiligt wor- 
den war. Das BMVg vertrat damals die Auffassung, bei den Mann- 
schaftsheimen handele es sich nicht um Sozialeinrichtungen im Sinne 
des BPersVG, weil sie vornehmlich der Betreuung von Soldaten und 
nicht von zivilen Mitarbeitern dienen. Nach dem gegenteiligen Be- 
schluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 9. November 1998 wird 
das Mitbestimmungsverfahren zu den HBewBest und damit verbun- 
den zu der Privatisierung der HBG insgesamt gegenwärtig nachge- 
holt. 

Zurzeit liegt beiden Gremien ein überarbeitetes Regel- und Vertrags- 
werk zur Stellungnahme vor. 

Ob und wann dem wirtschaftlichen Interesse der Heimbetriebsleiter 
auf Preisanpassung des Grundsortiments Rechnung getragen werden 
kann, ist vom Ausgang der weiteren Verhandlungen mit den Vertre- 
tungsgremien abhängig. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


33. Abgeordneter 
Benno 
Zierer 
(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung vor über das Verhalten der Zivil dienst- 
leistenden im Dienst im Hinblick auf Pünkt- 
lichkeit und Ordnung, und gibt es Planungen 
der Bundesregierung, ähnlich der Funktion 
des Kompaniefeldwebels für die Wehrdienst- 
leistenden bei der Bundeswehr, jeweils einer 
Gruppe von Zivildienstleistenden eine verant- 
wortliche Aufsichts- und Beratungsperson zur 
Seite zu stellen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Edith Niehuis 
vom 22. Juni 2000 

Über das Verhalten der Zivildienstleistenden in Bezug auf Pünktlich- 
keit und Ordnung liegen keine statistischen Erhebungen vor. Im ver- 
gangenen Jahr wurden bei 138 364 Zivildienstleistenden im Dienst 
insgesamt 3171 Disziplinarverfahren durchgeführt. Dies entspricht ei- 
nem Prozentsatz von 2,3 % aller Dienstleistenden. Durch den Präsi- 
denten des Bundesamtes für den Zivildienst als Disziplinarvorgesetz- 
ten werden in diesem Rahmen Ordnungsverstöße von einigem Ge- 
wicht, vornehmlich unentschuldigte Fehlzeiten, geahndet. 

Derzeit leisten 124451 Zivildienstleistende ihren Dienst in 39 671 Zi- 
vildienststellen mit insgesamt 189 109 Plätzen ab. Aus den weit ge- 
fächerten Einsatzgebieten des Zivildienstes von der Individuellen 
Schwerstbehindertenbetreuung über die Pflege- und Betreuungsdiens- 
te verschiedener sozialer Einrichtungen bis hin zum Umwelt- oder 
auch Denkmalschutz ergibt sich zwangsläufig eine große Vielfalt der 
Tätigkeiten der Zivildienstleistenden. Vor diesem Hintergrund hat der 
Zivil dienst eine gegenüber dem Wehrdienst andere Ordnungs- und 
Überwachungsstruktur. 

Jeder Zivildienstleistende hat einen unmittelbaren Dienstvorgesetz- 
ten, der ihm weisungsbefugt ist und der ihm mit Antritt seines Diens- 
tes bekannt gegeben wird. Dies ist der so genannte Zivildienstbeauf- 
tragte der jeweiligen Dienststelle. Daneben gibt es bundesweit 91 Re- 
gionalbetreuer und Regionalbetreuerinnen des Bundesamtes für den 
Zivildienst, die im Außendienst vor Ort im Einsatz sind und die eben- 
so wie die jeweiligen Dienststellenleiter oder Dienststellenleiterinnen 
weisungsbefugte Vorgesetzte der Zivildienstleistenden sind. 

Weniger schwer wiegende Verstöße gegen die den Zivil dienstleisten- 
den obliegenden Dienstpflichten wie gelegentliche Unpünktlichkeiten 
können und werden von den genannten Personen geahndet. Dieses 
System der Vorgesetzten und ordnungsbewahrenden Maßnahmen im 
Zivildienst hat sich angesichts der überaus verschiedenartigen Einsatz- 
bereiche bei Aufsicht und Aufrechterhaltung der Ordnung durchaus 
bewährt, weil es den besonderen und sehr differenzierten Verhältnis- 
sen des Zivildienstes angepasst ist. 
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Die Regionalbetreuerinnen und -betreuer des Bundesamtes stehen bei 
ihren Besuchen in den Dienststellen den Zivüdienstleistenden selbst- 
verständlich auch beratend zur Seite und können ggf. gegenüber ande- 
ren Vorgesetzten oder auch anderen Zivil dienstleistenden vermittelnd 
tätig werden. 

Es besteht daher kein Bedarf zur Schaffung einer dem Kompaniefeld- 
webel vergleichbaren Funktion für den Zivildienst. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


34. Abgeordneter 

Dr. Dieter 

Thomae 

(F.D.P.) 


Nach welchen Kriterien ist die Auswahl der 
Mitglieder der Kommission erfolgt, die die Po- 
sitivliste im Gesundheitswesen erarbeiten soll, 
und wer hat diese Kriterien aufgestellt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 22. Juni 2000 

Die Auswahl der Mitglieder der Kommission des Instituts für die Arz- 
neimittelverordnung in der gesetzlichen Krankenversicherung wurde 
im Bundesministerium für Gesundheit nach den Gesichtspunkten 
einschlägiger Erfahrung (fünf der neun Mitglieder waren bereits 
1993 bis 1995 Mitglieder des „Positivlisten-Instituts“), ärztlich-wissen- 
schaftlicher Fachkompetenz (sechs der neun Mitglieder sind als 
Hochschullehrer entsprechend ausgewiesen) und Unabhängigkeit (in 
Anlehnung an die Kriterien der Europäischen Arzneimittel-Zulas- 
sungsbehörde [EMEA]) unter Berücksichtigung des Bundesgremien- 
besetzungsgesetzes vorgenommen. 


35. Abgeordneter 

Dr. Dieter 

Thomae 

(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass 
die Zusammensetzung der Kommission die 
notwendige Objektivität und Ausgewogenheit 
gewährleistet? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 22. Juni 2000 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die genannten Kriterien 
sachgerecht angewandt wurden und dass die Auswahl der Sachver- 
ständigen unter den Gesichtspunkten der Neutralität und Objektivität 
sachlich nicht zu beanstanden ist. 

Zur Objektivität s. Antwort zu Frage 34. Falls unter „Ausgewogen- 
heit“ die gleichmäßige Berücksichtigung von Gruppeninteressen zu 
verstehen ist, war diese kein Kriterium für die Auswahl der Sachver- 
ständigen. Nach divergierenden Pressemeldungen, in denen einerseits 
eine Dominanz von „Pharma-Kritikern“, andererseits eine Dominanz 
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von Anhängern besonderer Therapierichtungen in der Kommission 
vermutet wurden, scheint aber auch insoweit eine ausgewogene Beset- 
zung gelungen zu sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


36. Abgeordnete 

Brigitte 

Baumeister 

(CDU/CSU) 


Wann kann mit einer Wiederaufnahme bzw. 
der Fertigstellung der Bauarbeiten des bereits 
planfestgestellten und im Bau befindlichen 
Teilabschnittes der B 464 zwischen Holzger- 
lingen und Böblingen, die aus finanziellen 
Gründen Ende 1999 eingestellt worden sind, 
gerechnet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 27. Juni 2000 

Im Jahr 2000 soll für den in Bau befindlichen Teilabschnitt der B 464 
zwischen Holzgerlingen und Böblingen für die Fertigstellung verschie- 
dener Teilgewerke noch ein Betrag von rd. 2 Mio. DM ausgegeben 
werden. 

Die jährliche Mittelverteilung auf die einzelnen Baumaßnahmen und 
die Vergabe der Bauarbeiten erfolgt im Wesentlichen durch das Land 
Baden-Württemberg. 

Nach derzeitigem Stand ist beabsichtigt, im Jahr 2001 weiterführende 
Aufträge zu vergeben. 

Mit den Entscheidungen des Bundeskabinetts vor wenigen Tagen 
zum Haushaltsentwurf 2001 und zum Finanzplan bis 2004 haben sich 
die Finanzierungsmöglichkeiten im Bundesfernstraßenbau verbessert, 
so dass eine Entspannung der Finanzierungssituation erreicht werden 
konnte. Hieraus sich möglicherweise ergebende Veränderungen für 
die einzelnen Maßnahmen werden bei der nächsten Planungs- und Fi- 
nanzierungsbesprechung mit dem Land Baden-Württemberg erörtert 
werden. Ein genaues Fertigstellungsdatum kann derzeit nicht genannt 
werden. 


37. Abgeordnete 

Brigitte 

Baumeister 

(CDU/CSU) 


Wann kann mit der Rechtskraft des Planfest- 
stellungsbeschlusses für den Abschnitt der 
B 464 von Renningen nach Sindelfmgen ge- 
rechnet werden, und wie schätzt die Bundesre- 
gierung die Dringlichkeit und Finanzierbar- 
keit dieser Strecke ein? 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-21 - 


Drucksache 14/3727 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 27. Juni 2000 

Nach Mitteilung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr Baden- 
Württemberg hat der VGH Baden-Württemberg die anhängigen Kla- 
gen bezüglich des Abschnittes der B 464 von Renningen nach Sindel- 
fmgen am 26. Mai 2000 abgewiesen. Die Rechtsbeständigkeit bleibt 
abzuwarten. 

Die Maßnahme konnte in das Investitionsprogramm 1999 bis 2002 
nicht aufgenommen werden. Eine Entscheidung, welche Maßnahmen 
im Zeitraum ab 2003 realisiert werden können, kann erst bei der Auf- 
stellung des entsprechenden Einanzierungsprogramms fallen. Dabei 
wird geprüft werden, inwieweit der dann vorgegebene Einanzrahmen 
die Aufnahme der genannten Maßnahme B 464 Renningen- Sindel- 
fingen zulassen wird. Hierbei wird eine Abwägung mit anderen dring- 
lichen Maßnahmen vorgenommen werden müssen. Unabdingbare 
Voraussetzung für eine Berücksichtigung in einem solchen Einanzie- 
rungsprogramm ist aber die Einstufung der Maßnahme in den Vor- 
dringlichen Bedarf eines zukünftigen Bedarfsplans für die Bundes- 
fernstraßen. 


38. Abgeordnete 

Brigitte 

Baumeister 

(CDU/CSU) 


Wann kann mit dem Sichtvermerk für die 
Planung des Bundesstraßenneubaus B 464 
N Holzgerlingen bis S Holzgerlingen gerech- 
net werden, und welche Gründe stehen ihm 
gegebenenfalls entgegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 27. Juni 2000 

Eür den weiteren Abschnitt der B 464 zwischen Holzgerlingen/Nord 
und Holzgerlingen/Süd hat das Bundesministerium für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen den Sichtvermerk im Eebruar des Jahres 2000 
erteilt. 


39. Abgeordneter 

Peter Harry 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Kann aus der Weigerung der Deutschen Bahn 
AG, in Husum den Bau einer vorhandenen 
Holzbrücke über die Strecke Hamburg-Wes- 
terland zu genehmigen, mit der Begründung 
einer möglichen Elektrifizierung dieser Bahn- 
strecke, geschlossen werden, dass diese Elek- 
trifizierung in absehbarer Zeit in Angriff ge- 
nommen wird? 


40. Abgeordneter Eür wann ist die Elektrifizierung dieser 

Peter Harry Strecke geplant? 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 27. Juni 2000 

Wegen der engen inhaltlichen Verknüpfung werden beide Fragen im 
Zusammenhang beantwortet: 

Nach Information der DB Netz AG ist im April 1999 die Zustim- 
mung zur Errichtung einer Holzkonstruktion als Überführungsbau- 
werk erteilt worden. Dabei ging die DB Netz AG davon aus, dass die 
Elektrifizierung bei der Herstellung der erforderlichen Lichtraumhö- 
he (6,15 m) vorsorglich zu berücksichtigen ist. 

Gegenwärtig existiert bei der DB Netz AG keine planerische Einord- 
nung für die Elektrifizierung der Strecke Itzehoe-Westerland. 

Ob das von den Ländern für die Aufnahme in den neuen Bundesver- 
kehrswegeplan angemeldete Vorhaben letztendlich Berücksichtigung 
linden wird, kann derzeit noch nicht beurteilt werden. 


41. Abgeordneter Wie ist der Stand der Bemühungen um eine 

Hansjürgen Trassenfmdung für die Verlegung der B 9 bei 

Doss Nierstein? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 21. Juni 2000 

Nach den dem Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungs- 
wesen vorliegenden Informationen wird sowohl von der Straßenbau- 
verwaltung des Landes Rheinland-Pfalz als auch von der Gemeinde 
Nierstein sowie dem parteiübergreifenden „runden Tisch“ eine we- 
sentliche ortsnahe Umgehung Niersteins („Kleiner Niersteiner Ring“) 
favorisiert. Eine endgültige Trassenentscheidung ist jedoch dem noch 
durchzuführenden raumplanerischen Verfahren Vorbehalten. 


42. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Welche Lösungsvorschläge hat der Bund in 
den vergangenen 18 Monaten in die Trassen- 
diskussion für die Verlegung der B 9 bei Nier- 
stein eingebracht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 21. Juni 2000 

Die im Auftrag des Bundes tätige Straßenbauverwaltung des Landes 
Rheinland-Pfalz ist für die Erarbeitung von Lösungsvorschlägen für 
Trassenvarianten zur Verlegung der B 9 bei Nierstein zuständig. 


43. Abgeordneter 

Jörg 

van Essen 
(F.D.P.) 


Wie ist der aktuelle Planungsstand bezüglich 
des Baus der Südumgehung B 508n in Kreuz- 
tal/Westfalen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 27. Juni 2000 

Zurzeit wird der Straßenentwurf für die Teilortsumgehung Kreuztal 
im Zuge der B 508 aufgestellt. 


44. Abgeordneter 

Jörg 

van Essen 
(F.D.P.) 


Kann die Bundesregierung konkrete Angaben 
darüber machen, mit welchen Eingriffen in 
den Natur- und Landschaftsschutz zu rechnen 
ist, wenn die B 508n als Einschnitt anstatt als 
Tunnel gebaut würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 27. Juni 2000 

Sowohl die Bundesregierung als auch die als Auftragsverwaltung des 
Bundes tätige Straßenbauverwaltung des Landes Nordrhein-Westfa- 
len sind nach Abwägung der verschiedenen öffentlichen und privaten 
Belange zu der Auffassung gelangt, dass die in der Umweltverträglich- 
keitsstudie aufgeführten ökologischen und umweltrelevanten Belange 
(Trennwirkung, Erholungsfunktion, Landschaftsbüd) den geforderten 
Bau eines 400 m langen Tunnels mit geschätzten Mehrkosten von rd. 
20 Mio. DM nicht rechtfertigen. Im Rahmen des Planfeststellungsver- 
fahrens wird diese Abwägungsentscheidung zu überprüfen sein. 


45. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung in den „Wohnungspoliti- 
schen Informationen“ Nr. 23 vom 8. Juni 
2000 zu, wonach der Parlamentarische Staats- 
sekretär beim Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen Achim Großmann 
auf einer Podiumsdiskussion am 24. Mai 2000 
geäußert haben soll, dass er im Hinblick auf 
„im Herbst notwendige Entscheidungs- und 
Handlungsempfehlungen“ einer Experten- 
kommission davon ausgehe, „dass es die 
Eigenheimzulage für Neubau und für 
Lückenschlüsse in den neuen Ländern nicht 
mehr geben“ werde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 27. Juni 2000 

Nein. 


46. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Falls ja, teilt die Bundesregierung die in Fra- 
ge 45 zum Ausdruck gebrachte Auffassung, 
die Eigenheimzulageförderung für den Neu- 
bau für die neuen Länder zu streichen, und ist 
auch an gesetzliche Änderungen für das frühe- 
re Bundesgebiet gedacht? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 27. Juni 2000 

Entfällt. 


47. Abgeordneter 
Rudolf 
Seitens 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, der Forderung 
nach einer Modernisierung sowie einer Ver- 
längerung und Erneuerung der Transrapid- 
Teststrecke im Emsland nachzukommen, 
nachdem die niedersächsische Eandesregie- 
rung in diesen Tagen erklärt hat, entsprechen- 
de Forderungen des Emslandes zu unterstüt- 
zen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 27. Juni 2000 

Die Bundesregierung beabsichtigt, auch nach dem gemeinsam mit der 
Deutsche Bahn AG und dem Industriekonsortium gefassten Be- 
schluss, die Magnetschnellbahnverbindung Berlin-Hamburg nicht 
zu realisieren, die Magnetschwebebahntechnik im Interesse des In- 
dustriestandortes Deutschland unter Einbeziehung der Transrapid 
Versuchsanlage Emsland (TVE) für ein schnelles und effizientes Re- 
gionalverkehrssystem mit dem Ziel der Etablierung in Deutschland 
weiter zu entwickeln. 

Entsprechend der Grundsatzvereinbarung zum Transrapid vom 
5. Februar 2000 wird die TVE zunächst bis Ende Oktober 2000 weiter 
betrieben. Damit ist auch die Durchführung des dezentralen EXPO- 
Projekts sichergestellt. Der Bund beteüigt sich hieran mit 50%; DB 
AG und Industrie bringen je 25 % auf. 

Die Verhandlungen über den weiteren Betrieb auf der TVE ein- 
schließlich deren Erneuerung und Modernisierung laufen gegenwär- 
tig. Die Ergebnisse dieser Verhandlungen sollen bis Ende Oktober 
2000 vorliegen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


48. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Welche bundeseinheitlichen Standards und 
Grenzwerte sollten nach Auffassung der Bun- 
desregierung normiert werden, um bei der 
Verwertung von Altholz sowohl abfall- als 
auch immissionsschutzrechtlichen Erfordernis- 
sen angemessen Rechnung zu tragen? 
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Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 23. Juni 2000 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit arbeitet zurzeit am Entwurf einer Altholzverordnung. In diesem 
Entwurf werden Grenzwerte und bundeseinheitliche Standards zur 
Verwertung von Altholz festgelegt. In Bälde wird entsprechend dem 
Verordnungsgebungsverfahren die Ressortabstimmung erfolgen. 


49. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die vom Bun- 
desministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit im Entwurf erarbeitete Alt- 
holzverordnung unverzüglich in Kraft zu set- 
zen, um den örtlichen Uberwachungsbehör- 
den verbindliche Vorgaben für die Altholzver- 
wertung an die Hand zu geben? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 23. Juni 2000 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit hat den Arbeitsentwurf der Altholzverordnung bereits im Ee- 
bruar d. J. den Eändern zur ersten Kenntnisnahme zugeleitet. Das 
Verfahren zur Beschlussfassung durch Bundesregierung, Deutschen 
Bundestag und Bundesrat ist eingeleitet. Die betroffenen Kreise der 
Wirtschaft und die Vollzugsbehörden der Eänder werden somit vor- 
aussichtlich Ende 2000 Anfang 200 1 verbindliche und bundeseinheit- 
liche Vorgaben für die Atholzentsorgung erhalten. 


50. Abgeordneter 
Bernd 
Sichert 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung generell die 
möglichen Gefahren für den Menschen, die 
von der Strahlung der Mobiltelefone ausge- 
hen, und sind der Bundesregierung wissen- 
schaftliche Studien (wie z. B. die Studie der 
britischen Regierung „National Radiological 
Protection Body“) über solche Gefahren be- 
kannt? 


51. Abgeordneter 
Bernd 
Sichert 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Studien von Uni- 
versitäten, öffentlichen oder privaten Institu- 
tionen aus Deutschland bekannt, die Wirkung 
und Qualität von Zusatzgeräten darstellen, die 
eine mögliche Gefahr durch die Strahlenbe- 
lastung beim Mobiltelefonieren für die Men- 
schen einschränken, und werden nach Kennt- 
nis der Bundesregierung in Deutschland be- 
reits derartige Produkte mit einer positiven 
Wirkung auf den Menschen angeb oten? 
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52. Abgeordneter 
Bernd 
Sichert 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Planungen bekannt, 
die für die Nutzer bzw. die Hersteller von Mo- 
biltelefonen zu Einschränkungen bei der Her- 
stellung oder der Nutzung von Mobiltelefonen 
führen, und welche Zusatzgeräte kennt die 
Bundesregierung, die eine mögliche Gefahr 
durch die Strahlenbelastung für die Menschen 
einschränken? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Prohst 
vom 27. Juni 2000 

Die Bundesregierung verfolgt mit großer Intensität die wissenschaft- 
liche Diskussion auf dem Gebiet der nichtionisierenden Strahlung ins- 
besondere auch im Bereich des Mobilfunks. In einer 1999 von Hardell 
und Mitarbeitern publizierten Untersuchung wird zwar kein erhöhtes 
Hirntumorauftreten festgestellt, es soll jedoch bei der Verteilung der 
Tumoren auf der Kopfseite, an die das Mobiltelefon gehalten wird, 
eine Erhöhung der Zahl der Tumoren aufgetreten sein. Aufgrund der 
kleinen Anzahl von untersuchten Eällen wird diese Studie jedoch in 
der wissenschaftlichen Diskussion als nicht sehr belastbar einge- 
schätzt. In anderen Untersuchungen konnten diese Ergebnisse nicht 
bestätigt werden. 

Zurzeit bereitet die Internationale Krebsforschungsagentur, Eyon, im 
Auftrag der Weltgesundheitsorganistion eine umfangreiche epidemio- 
logische Studie zu dem Thema vor. Ziel ist es zu ermitteln, ob ein ver- 
muteter Zusammenhang zwischen dem Auftreten von Hirntumoren 
und Mobütelefonen bestätigt werden kann. Die Bundesregierung be- 
absichtigt, diese Studie zu fördern. 

Anfang Mai 2000 wurde der Bericht einer unabhängigen Experten- 
gruppe zu Mobiltelefonen und Gesundheit in England vorgestellt. 
Das Sekretariat dieser Expertengruppe war beim National Radiologi- 
cal Protection Board (NRPB) angegliedert. Die wesentlichen Ergeb- 
nisse können wie folgt zusammengefasst werden: 

- Es gibt vorläufige Hinweise darauf, dass durch die vom Mobilfunk 
ausgehenden Expositionen biologische Effekte - u. a. auf das Ge- 
hirn - auftreten können. Es konnten jedoch bisher keine Belege da- 
für gefunden werden, dass diese Effekte Erkrankungen verursa- 
chen. Nach Auffassung der Autoren kann andererseits nicht ausge- 
schlossen werden, dass die Eelder des Mobilfunks negative gesund- 
heitliche Wirkungen haben können. 

- Die Expertengruppe empfiehlt deshalb, nicht mehr die bisher in 
Großbritannien verwendeten Grenzwerte des NRPB, sondern vor- 
sorglich die fünfmal schärferen Grenzwerte anzuwenden, die die 
Internationale Kommission zum Schutz vor nichtionisierenden 
Strahlen (ICNIRP) empfohlen hat. Diese Empfehlung von 
ICNIRP ist auch die Basis der Empfehlung des EU-Ministerrates 
zum Schutz der Bevölkerung vor elektromagnetischen Eeldern 
(0 Hertz bis 300 Gigahertz) vom 12. Juli 1999. 
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Wesentliche Empfehlungen des Berichts sind: 

- Autofahrer sollten weder mit noch ohne Freisprecheinrichtung tele- 
fonieren, 

- Kinder sollten nicht mit Mobiltelefonen telefonieren, 

- Kinder sollten nicht die Zielgruppe von Werbung für Mobiltelefone 
sein. 

Im Zubehörhandel werden verschiedene Geräte angeboten, die eine 
Exposition des Gehirns deutlich herabsenken. Dazu zählen „head- 
sets“ (mobile Freisprecheinrichtungen), die es ermöglichen zu telefo- 
nieren, ohne das Telefon direkt an den Kopf halten zu müssen. Bei 
der Benutzung des Mobiltelefons im Auto ist zu beachten, dass die 
Höhe der Feldstärken, die ohne Benutzung einer Außenantenne im 
Innenraum eines Kraftfahrzeuges entstehen, sehr stark von der Kon- 
struktion des Gerätes abhängt, insbesondere von der Antenne und 
von der Größe, der Form und dem Material des Fahrzeuges. Bei be- 
stimmungsgemäßem Gebrauch von Mobiltelefonen innerhalb von 
Kraftfahrzeugen (wie vom Hersteller empfohlen), d. h. bei Anschluss 
über eine Einbauhalterung an eine Außenantenne, ist davon auszuge- 
hen, dass Personen im Fahrzeuginnenraum nur Feldstärken ausge- 
setzt sind, die einen ausreichenden Schutz von Personen in den von 
Handys in Kraftfahrzeugen verursachten elektromagnetischen Fel- 
dern gewährleisten. 

Gängige Mobiltelefone verfügen über eine Steuerung, durch die die 
Sendeleistung den örtlichen Gegebenheiten wie z. B. Abschirmung im 
Haus, Entfernung zur Basisstation angepasst wird. 

Zu weiteren Zusatzgeräten sind keine Untersuchungsberichte be- 
kannt, durch die Expositionen sicher vermindert werden. 


Berlin, den 30. Juni 2000 
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